Geſetz— Sammlung 


für die 


D 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


EE Nr. H. e 


(Nr. 7593.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
des Lebuſer Kreiſes im Betrage von 200,000 Thalern, II. Emiſſtion. Vom 
15. Januar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Lebuſer Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 25. September 1869. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom 
Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten über den Betrag der durch das Aller⸗ 
höchſte Privilegium vom 5. April 1869. (Geſetz⸗Samml. S. 567. ff.) geneh⸗ 
migten Anleihe hinaus erforderlichen Geldmittel im Wege einer weiteren Anleihe 
u beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläu⸗ 
biger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 200,000 Tha⸗ 
lern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger 
noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des § 2. des 
Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Austellung von Obligationen zum Betrage 
von 200,000 Thalern, in Buchſtaben: zweihundert Tauſend Thalern, welche in 


folgenden Apoints: 
25,000 Thaler à 1000 Thaler, 
SE 


50,000 + à 500 
40.0002 » 22.200 » 
55,000 „ 100 
207000 „ 50 
10% % u, Daran 


— 200,000 Thaler, 

nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
7 fünf Prozent jährlich zu verzinfen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich, vom Jahre 1871. ab, mit wenigſtens jährlich Einem 
Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld⸗ 
verſchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder In⸗ 
haber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 

tragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt ift. 
Jahrgang 1870. (Nr. 7593.) 14 Das 


Ausgegeben zu Berlin den 4. März 1870. 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 5 8 

Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 15. Januar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O. 


Obligation 
des 
er ee 
II. Emiffion 
Lite, 0. Mr 


über 


BR Thaler Preußiſeh Kurant. 


Auf Grund des unten `... genehmigten Kreistagsbeſchluſſes vom 
25. September 1869. wegen Aufnahme einer Schuld von 200,000 Thalern be⸗ 
kennt ſich die ſtändiſche ommiſſion für den Chauſſeebau des Lebuſer Kreiſes 
Namens des Kreiſes durch dieſe, für jeden Inhaber gültige, Seitens des Gläu⸗ 
bigers unkündbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld voen — Tha⸗ 
lern Preußiſch Kurant, welche an den Kreis baar gezahlt worden und mit fünf 
Prozent jährlich zu verzinſen iſt. d 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 200,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von 
wenigſtens Einem Prozent jährlich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten 
Schuldverſchreibungen. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem 
Monate Februar jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rück⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachun erfolgt 
vier, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem dE 

reu⸗ 
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Preußiſchen Staatsanzeiger, ſowie in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung 
zu Frankfurt a. d. O. und in dem Lebuſer Kreisblatte. H - 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, von 
heute 1 gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem 
verzinſee.. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 


gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 


bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe des Lebuſer Kreiſes, und zwar auch in der nach 
dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital ab⸗ 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, 
vom Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zin⸗ 
ſen, verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichts Ordnung 
an I. Titel 51. $. 120. sequ. bei der Königlichen Kreisgerichts⸗-Deputation zu 
Seelow. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten 
Beſitz der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in 
glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der 
angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. i 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjährige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ... ausgegeben. Für die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis-Kom⸗ 
munalkaſſe des Lebuſer Kreiſes gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändi⸗ 
gung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſo⸗ 
fern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermögen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter, 
ſchrift ertheilt. 


Seelow, den 18. 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten im Lebuſer Kreiſe. 
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| 55 Brandenburg, GER Eer a a. d. O. 
Zinskupon 


zu der 0 
Kreis⸗Obligation des Lebuſer Kreiſes 
II. Emiſſion 


ö  Lëtte, SE 
DEE Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
: über 
ee Thaler .......... Silbergroſchen Pfennige. 
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EE 2 Ee 
Die ſtaͤndiſche Kreiskommiſſion für die Chauſſeebauten im Lebuſer Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen Geldbetrag 
nicht innerhalb vier Jahren, vom Schluß des Kalender⸗ 
jahres der Fälligkeit an . en wird. 


Provinz Brandenburg, Regierungsbezirk Frankfurt a. d. O. 


el 


zur 


Kreis- SE des Lebuſer Kreiſes 


II. Emiſſion. 

Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation des Lebuſer Kreiſes II. Emiſſion 

Fit N ä Aber Thaler à fünf Prozent Zinſen 
die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe des Lebuſer Kreiſes zu Frankfurt a. d. O. nach Maaßgabe der 
diesfälligen in der Obligation enthaltenen Beſtimmungen. 
Seelow, denn 18. 


Die ſtändiſche Kreiskommiſſion fuͤr die Chauſſeebauten im Lebuſer Kreiſe. 


(Nr. 7594.) 
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e (Nr. 7594.) Allerhöchſter Erlaß vom 9. Februar 1870,, betreffend die Erhebung der Schif⸗ 
fahrtsabgaben in der Stadt Tolkemitt im Kreiſe Elbing. 


ch habe den mit Ihrem Berichte vom 5. Februar d. I. eingereichten Tarif 
zur Erhebung der Schiffahrtsabgaben in der Stadt Tolkemitt, Kreis Elbing, 
Regierungsbezirk Danzig, vorbehaltlich einer Reviſion von fünf zu fünf Jahren 
genehmigt und ſende Ihnen denſelben hierbei vollzogen zur Veröffentlichung durch 
L die Gefeß- Sammlung zurück. 
Berlin, den 9. Februar 1870. 


Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 


Rd 
2 zur 
Erhebung der Schiffahrtsabgaben in der Stadt Tolkemitt , Kreis Elbing, 
Regierungsbezirk Danzig. 
Vom 9. Februar 1870. 


Es wird entrichtet: 


I. von allen Fahrzeugen von einer Schiffslaſt und darüber Trag- Sgr. pf. 
fähigkeit, mit Ausnahme der Fiſcherkähne, für jede Schiffslaſt . 
1) wenn ſie leer ſind oder nur Ballaſt führen, 


. beim Einganne 33% ͤ;ũœ EEN 1 

? Keeser E EE 1 

! 2) wenn fie nur mit Steinen, Holz, Faſchinen, Ziegeln, 

| Töpfer⸗ oder Böttcherwaaren beladen ſind, 

. rr... ea 2 

S beim Ausgange ............... „ 2 

3 3) wenn fie ganz oder theilmeife mit anderen Gegenſtänden 

E beladen find, 

N beine Einige gee 28 
N heim Ausganggsgsgse 8 28 


II. von allen Fahrzeugen unter einer Schiffslaſt Tragfähigkeit, 
leeren oder beladenen, 

heim Eingangs en 

beim Ausgange e 

(Nr. 7594.) III. von 
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III. von Fiſcherkähnen „leeren oder beladenen, und 
g Eingange: 
1) von einem Angelſinken oder Stockſinke nn. 
von eiſem Carnſnnf nn 8 2 
3) von einem Kahn mit Groß gan 3 
IV. von jedem Stück Floßholz, 
Fein Eingangs E 
r er: 


N Ve 


Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 


1) Fahrzeuge, mit Ausſchluß derjenigen unter einer Schiffslaſt Tragfähigkeit 
und der Fiſcherkähne, deren Ladung die Hälfte ihrer Tragfähigkeit nicht 
erreicht, entrichten die Abgabe nur nach dem Satze zu I. I. 

2) Fahrzeuge, die nicht in den Hafen einlaufen, ſondern auf der Rhede 
bleiben, entrichten: : 

a) wenn fie die Rhede wieder verlaffen, ohne Ladung oder Ballaſt 
gelöſcht oder eingenommen zu haben, keine Schiffahrtsabgabe , 
jedoch unterliegen die von der Rhede aus landenden Kähne der 
Beſtimmung zu II., 

b) wenn ſie löſchen oder laden, die Schiffahrtsabgaben nur einmal 
und zwar, je nachdem Ladung oder Ballaſt abgeſetzt oder einge⸗ 
nommen wird, nach dem Satze entweder zu I. 1. oder zu J. 2., be 
ziehungsweiſe I. 3.) 

e) 150 ſie löſchen und laden, die volle tarifmäßige Schiffahrts⸗ 
abgabe 

d) Wan ſie nur einen Theil der Ladung abſetzen oder einnehmen und 
von der Rhede nach einem anderen Hafen verſegeln, von der ge⸗ 
löſchten oder eingenommenen Ladung den Satz zu I. 1. 2. oder 3. 
für jede Schiffslaſt nur einmal, von der übrigen Laſtenzahl ihrer 
Tragfähigkeit aber nichts. 

3) Wenn Fahrzeuge auf der Rhede löſchen oder laden, ſo iſt nur von die⸗ 
ſen, nicht aber von den zum Löſchen oder Laden benutzten Lichterfahr⸗ 
zeugen die Schiffahrtsabgabe zu entrichten, auch findet, wenn das Schiff 
nach geſchehener Entlöſchung in den Hafen einläuft, eine nochmalige 
Entrichtung der Schiffahrtsabgabe nicht ſtatt. 

4) Außer den vorſtehenden und den im Anhange zu dieſem a feſtge⸗ 
ſetzten Abgaben dürfen keinerlei Zahlungen für die Benutzung des Ha⸗ 
fens und der damit verbundenen, dem allgemeinen Gebrauche gewidme⸗ 
ten Anſtalten gefordert werden. 


Befreiungen. 


1) Fahrzeuge, welche Königliches Eigenthum ſind, oder welche Königliche 
oder Armee⸗Effekten transportiren und keine Beiladung von anderen 
Gegenſtänden haben, ſind von der Schiffahrtsabgabe befreit. ER 

2) Fahr⸗ 


— 107 — 6 
2) Fahrzeuge, welche den Nothhafen ſuchen, d. h. ſolche, die durch erlittene 
Beſchädigung oder andere auf Erfordern nachzuweiſende Unglücksfälle 
an der Fortſetzung ihrer Reiſe verhindert werden, und in den Hafen 
einlaufen, bleiben von der Entrichtung der Schiffahrtsabgaben befreit, 
wenn fie den Hafen wieder verlaſſen, ohne ihre Ladung ganz oder theil⸗ 
weiſe gelöſcht zu haben. 

Unter den nämlichen Bedingungen wird dieſe Befreiung auch 
denjenigen Fahrzeugen zugeſtanden, welche, nachdem ſie aus dem Hafen 
ausgelaufen ſind, wegen widriger Winde zurückkehren, ohne in der 
Zwiſchenzeit einen anderen Hafen berührt zu haben. 


Anhangs⸗Tarif. 


Für das Niederlegen und Aufſtellen von Waaren und anderen Gegen⸗ 
ſtänden auf den dazu beſtimmten und durch Merkmale kenntlich gemachten Stand⸗ 
und Lagerplätzen (nachſtehend zu J.) wird ein Stand⸗ und Lagergeld (nachſtehend 
zu II.) erhoben. , 

I. Die Stand- und Lagerplätze erſtrecken fich: i 
1) längs des Haffufers von dem neben der Johann Buſau'ſchen 
Scheune vorbeiführenden Wege nach dem Hafen bis zum Sprinde 
an der Anton Hopp'ſchen Landabfindung, ſoweit das Ufer zum 
Territorium der Stadt Tolkemitt gehört; 
2) neben dem weſtlichen Hafendamme. i 
Die Hafendämme ſelbſt dürfen als Stand- und Lagerplätze 
nicht benutzt werden. 
II. Für die Benutzung der Stand- und Lagerplätze am Haff werden an 
Stand⸗ und Lagergeld von allen Waaren und Gegenſtänden für 100 Kubik⸗ 
fuß zwei Silbergroſchen entrichtet. 


Ausnahmsweiſe wird erlegt und zwar: 
1) für Langhölzer vom Stück: S 
a) bis inkl. 30 Fuß Länge jeder Zopfſtär kee Sab 
| b) über 30 Fuß bis inkl. 40 Fuß Länge bei einer Zopfſtärke f 
| Unter 52, Zoll ß ei IE 2 
5 e) über 30 Fuß bis inkl. 40 Fuß Länge bei einer Zopfſtärke 
? Von 12 Soll ELE 8 
N Aber ß aech 
2) für Spaltlatten, Rundlatten, Leiterbäume, Deichſelſtangen, 
o vom Schock 1 | 6 
1 3) für Hopfenſtange nn SSES e 176 
= 4) Dachſtöcke und Bohnenftangen............ 3 
S EE EE S ei EES 
(Nr. 7594—7595.) S 6) Für 


Sgr. Pf. 


5 ur Shiifemee ee ... vom Stück | 2 

7) für vollftändig abgebundene Gebäude leinſchließlich des Quer⸗ 
verbandes derſelben, der dazu gehörigen Dielen, Latten dc.) 
von jedem Fuß Frontlänge des Gebäudes 

8) für Brennholz, Faſchinen, Torf, Kalk, Feldſteine, Ziegel, 
Dächiteine, don der Kübitklaf tem nern 


Für die Benutzung der Stand⸗ und Lagerplätze am Hafendamme wird 
an Stand⸗ und Lagergeld das Doppelte der vorſtehenden Sätze entrichtet. 3 


III. Zuſätzliche Beſtimmungen. 

1) Für die Benutzung der Stand⸗ und Lagerplätze während weniger als 
24 Stunden wird nichts entrichtet. 

2) Für die Benutzung der Stand- und Lagerplätze am Haff während mehr 
als je 2 Monate und am Hafendamme während mehr als je 1 Monat 
wird mit dem Anfange beziehungsweiſe des dritten oder zweiten Monats 
das Stand» und Lagergeld von Neuem erhoben. 

Berlin, den 9. Februar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


(Nr. 7595.) Konzeſſions⸗ und Beſtätigungs-Urkunde, betreffend den Bau und Betrieb einer 
Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nach Rothemühle durch die Bergiſch⸗ 
Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft, und einen Nachtrag zum Statut der letzteren. 
Vom 14. Februar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Bergiſch-Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft in der General⸗ 
verſammlung ihrer Aktionaire vom 4. September 1869. den Bau und Betrieb- 
einer Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nach Rothemühle auf Grund des 
$. 4. ihres unterm 1. Oktober 1866. (Geſetz Samml. S. 619—622.) von Uns 
beſtätigten Statutnachtrages beſchloſſen hat, wollen Wir der gedachten Geſellſchaft 
zu dieſer Erweiterung ihres Unternehmens unter den in dem beigefügten, von 
Uns hierdurch beſtätigten Statutnachtrage enthaltenen Bedingungen die landes- 
herrliche Genehmigung hiermit ertheilen. 5 3 

Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze über die Eiſenbahn⸗ 
Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen Vorſchriften, El 

a8 


das Erpropriationsrecht und das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder 
Grundſtücke, auf das in Rede ſtehende Unternehmen Anwendung finden ſollen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt nebſt dem Statutnachtrage durch die Geſetz⸗ 
Sammlung zu veröffentlichen. : ? 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 14. Februar 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. Camphauſen. 


Nachtrag 


zum 


Statut der Bergiſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


f . NR 

In Ausführung der von der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft im 
$. 4. ihres unter dem 1. Oktober 1866. Allerhöchſt beſtätigten Statutnachtrages dem 
Staate gegenüber übernommenen Verpflichtung zur Herſtellung einer Eiſen⸗ 
bahnverbindung von Finnentrop über Olpe nach Rothemühle im Biggethal und 
auf Grund des Beſchluſſes der Generalverſammlung der Aktionaire vom 4. Sep⸗ 
tember 1869. wird das Unternehmen der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 
ſchaft unter den im gedachten Statutnachtrage un in dem Geſetze vom 20. April 
1869. enthaltenen Bedingungen ausgedehnt: 

auf den Bau und Betrieb einer Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe 
nach Rothemühle im Biggethale. - 
$. 2. 

Das zum Bau der Bahn erforderliche Kapital wird ausſchließlich der 
demſelben zuzurechnenden Kursverluſte auf 23 Millionen Thaler feſtgeſetzt und 
auf Grund eines landesherrlichen Privilegiums durch eine Anleihe der Bergiſch⸗ 
Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft beſchafft werden. Se 


CES 

Die Rechtsverhältniſſe zwiſchen der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſell⸗ 

ſchaft und dem Staat bezüglich des durch den Betriebsüberſchuß der Zweigbahn 
etwa nicht gedeckten Erforderniſſes zur Verzinſung und Amortisation des Anlage⸗ 
kapitals der Zweigbahn, beziehungsweiſe die Betheiligung des Staats und der 
Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft am Reingewinn des neuen Unternehmens, 
beſtimmen ſich gemäß F. 4. des Statutnachtrages vom 1. Oktober 1866. (Geſetz⸗ 
Jahrgang 1870. (Nr. 75957596.) 15 Samml. 


SE 


Samml. für 1866. S. 619.) und durch das Geſetz vom 20. April 1869. (Geſez⸗ 


Samml. S. 731.). N 
F. 4. 


Auf das neue Unternehmen finden die Statuten und ſämmtliche Statut⸗ 


nachträge der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, der Betriebs⸗Ueberlaſſungs⸗ 
vertrag vom 23. Auguſt 1850. und ſeine Ergänzungen, desgleichen die zwiſchen 
der Königlichen Staatsregierung und der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
beſtehenden Vereinbarungen über die Militair-, Poſt⸗ und d ce 
und über die Beſchaffung der Betriebsmittel für die Bergiſch-Märkiſche un 
Ruhr⸗Sieg Eiſenbahn Anwendung. Auch unterwirft ſich die Bergiſch-Märkiſche 
Eiſenbahngeſellſchaft bezüglich deſſelben den Beſtimmungen, welche von dem 
Bundeskanzleramte des Norddeutſchen Bundes in Anſehung der Militair⸗, Poſt⸗ 
und Telegraphenverwaltung erlaſſen ſind oder noch erlaſſen werden. 


(Nr. 7596.) Privilegium wegen Emiſſion von 3,600,000 Thalern Prioritäts-Obligationen 
III. Serie Littr. C. der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 
14. Februar 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc 


i Nachdem die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund des F. 4. 

des unter dem 1. Oktober 1866. Allerhöchſt beſtätigten Statutnachtrages, betreffend 
den Bau und Betrieb der Ruhrthal⸗Eiſenbahn, ſowie des Geſetzes vom 20. April 
1869., betreffend die Anlage einer Eiſenbahn von Finnentrop über Olpe nach 
Rothemühle im Biggethale, den Antrag geſtellt hat, ihr zum Zwecke der Bau⸗ 
ausführung der Zweigbahn von Finnentrop über Olpe nach Rothemühle die 
Aufnahme einer Anleihe durch Ausgabe von 33 prozentigen Prioritäts⸗Obliga⸗ 


dieſer Obligationen unter nachfolgenden Bedingungen genehmigen. 


tionen zu geſtatten, wollen Wir durch E a Privilegium die Emiſſion 
Sch 


Der Geſammt⸗Nominalbetrag der Anleihe wird vorläufig auf die Summe 
von 3,600,000 Thalern feſtgeſetzt. Die zu emittirenden Prioritäts⸗Obligationen 
werden unter der Bezeichnung: : 

„Prioritäts⸗Obligationen der Bergiſch-Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 

III. Serie, Du 0.0 ES E 
nach dem anliegenden Schema A. in Apoints von 100 Thalern unter fortlaufen⸗ 
den Nummern von 1. bis 36,000. ausgefertigt. Auf der Rückſeite der Obliga⸗ 
tionen wird dieſes Privilegium abgedruckt. Die Obligationen und die für ſie 
nach dem ferner anliegenden Schema B. auszufertigenden Zinskupons, ſowie die 
Anweiſungen zu deren Empfange (Talons) werden unter der Firma der König⸗ 
lichen Eiſenbahndirektion mit fakſimilirter Unterfehrift zweier Direktionsmitglieder 
ausgefertigt und von einem Beamten der Direktion kontraſignirt. 
| | Die 


% 


. Die erſte Serie der Zinskupons für zehn Jahre nebſt Talon wird den 
Obligationen beigegeben. Beim Ablaufe dieſer und jeder folgenden zehnjährigen 
Periode werden nach vorheriger einmaliger öffentlicher Bekanntmachung für 

anderweite zehn Jahre neue Zinsfupons und Talons ausgereicht. Die Aus⸗ 

reichung erfolgt an den Präſentanten des Talons — durch deſſen Rückgabe 
zugleich über den Empfang der neuen Kupons quittirt wird — ſofern nicht da⸗ 
gegen von dem Inhaber der Obligation bei der Königlichen Eiſenbahndirektion 
ſchriftlich Widerſpruch erhoben iſt. 

Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an den In⸗ 

haber der Obligation. E 


Von den im $. 1. vorläufig auf 3,600,000 Thaler, „drei Millionen ſechs⸗ 
hundert Tauſend Thaler“ feſtgeſetzten Obligationen wird nur derjenige Betrag 
verausgabt, welcher zur Beſchaffung des im §. 2. des Geſetzes vom 20. April 
1869. auf 2,500,000 Thaler baar feſtgeſetzten Baukapitals und zur Deckung der 
demſelben hinzuzurechnenden Kursverkuſte erforderlich iſt. Die Feſtſtellung der 
etwa nicht zur Ausgabe gelangenden Obligationen erfolgt ſpäteſtens innerhalb 
zwei Jahren nach Eröffnung der neuen Bahn unter Zuziehung eines Kommiſſars 
des Handelsminiſteriums. 

Diejenigen Obligationen, welche hiernach etwa nicht zur Ausgabe ge⸗ 
langen, werden in Gegenwart eines Mitgliedes der Königlichen Eiſenbahn⸗ 
direktion und eines protokollirenden Notars vernichtet. Die Zahl, die Nummern 
und der Betrag derſelben werden von der Königlichen Eiſenbahndirektion in 
öffentlichen Blättern einmal bekannt gemacht. 


$. 3. 

Die Prioritäts⸗Obligationen werden mit 33 1 — drei und einem 
halben Prozent — verzinfet und die Zinſen in halbjährlichen Raten postnume- 
rando am erſten Juli und zweiten Januar von der Königlichen Eiſenbahn⸗ 
Hauptkaſſe in Elberfeld, ſowie an den durch die Königliche Eiſenbahndirektion 
in öffentlichen Blättern namhaft zu machenden Zahlſtellen ausgezahlt. Zinſen 
von Prioritäts⸗Obligationen, deren Erhebung innerhalb vier Jahren, von den in 
den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungsterminen an gerechnet, nicht oe 
ſchehen iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. N 


K. 4. 


Die Prioritäts⸗Obligationen unterliegen der Amortiſation in Gemäßheit 
des Eingangs erwähnten Geſetzes vom 20. April 1869., wozu ein halbes Prozent 
des gemäß F. 2. dieſes Privilegiums feſtzuſetzenden Kapitals unter Zuſchlag der 
Zinſen von den amortiſirten Obligationen jährlich verwendet wird. g 

Die Amortiſation findet jedoch nach der im §. 2. erwähnten definitiven 
Feſtſtellung nur ftatt, ſobald und ſoweit die Zweigbahn und das Ruhr ⸗Sieg 
Bahnunternehmen ſelbſt, nach Deckung der Zinſen für das alte und neue Unter⸗ 
nehmen, und nach Deckung des Amortiſations⸗Erforderniſſes für die alten Ruhr- 
Sieg Obligationen, die nöthigen Mittel dazu gewähren. ; 
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Für diejenigen Jahre, in welchen dieſe Mittel nach dem Betriebsergebniß 
nicht vorhanden f 
amortiſirten Obligationen verwendet. 

Die Amortiſation wird durch Auslooſung bewirkt. Die Auslooſung findet 
im Monat Juli des auf das betreffende Betriebsjahr folgenden Jahres ſtatt. 


Kb , 

Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen find auf Höhe der darin be- 
zeichneten Beträge nebſt den fälligen Zinſen Gläubiger der Bergiſch⸗Märkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft und haben als ſolche an dem au der Bergiſch⸗ 
Märkiſchen Eiſenbahnſtrecken ein unbedingtes Vorzugsrecht vor den Inhabern der 
Stammaktien und der dazu gehörigen Dividendenſcheine. Auch iſt ihnen die 
Eiſenbahnſtrecke von Finnentrop über Olpe nach Rothemühle nebſt deren im 
$. 3. des Geſetzes vom 20. April 1869. näher bezeichneten Nettoertrage zunächſt 
und mit dem Vorzugsrechte vor den Inhabern der ſonſtigen Prioritäts⸗Obliga⸗ 
tionen der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft verhaftet, während ihnen die 
übrigen Theile der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn nur vorbehaltlich des⸗Vor⸗ 

zugsrechts der früher darauf radizirten Prioritäts⸗Anleihen haftbar ſind. 

Die jetzt zu emittirenden Prioritäts⸗Obligationen III. Serie Littr. C. ge⸗ 
nießen nicht die den früher emittirten Obligationen III. Serie Littr. A. und B. 
bewilligte Zinsgarantie des Staates, jedoch ſoll in Gemäßheit des $. 4. des 
Bergiſch⸗Märkiſchen Statutnachtrages vom 1. Oktober 1866. das durch den 
Betriebsüberſchuß der Zweigbahn von Finnentrop nach Rothemühle etwa nicht 
gedeckte Erforderniß dar Verzinſung und Amortiſation der di de en Littr C. 
auf den Reinertrag der Ruhr⸗Siegbahn vor den Zinſen und der Amortiſation 
jener Obligationen Littr. A. und B. vorab verrechnet werden, unbeſchadet der 
Rechte, welche den Inhabern der letzteren, kraft der Allerhöchſten Anleihe⸗ 
Privilegien vom 20. Oktober 1856. und 25. Auguſt 1862,, zuſtehen. 

Für den Fall, daß der im vorſtehenden $. 1. feſtgeſetzte Betrag der gegen⸗ 
wärtigen Anleihe zur Herſtellung der Zweigbahn bis Rothemühle wider Erwarten 
nicht ausreichen ſollte, oder daß die im F. 4. des Bergiſch-Märkiſchen Statut⸗ 
nachtrages vom 1. Oktober 1866. erwähnte Fortſetzung der Zweigbahn über 
Rothemühle hinaus nach irgend einem mehr oder minder entfernten Punkte in 


ind, werden zur Amortiſation nur die erſparten Zinſen der = 5 


der Richtung nach Cöln oder zum Anſchluß an eine nach Cöln gehende Eiſen? 


bahn ausgeführt werden follte, bleibt der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft 
das Recht vorbehalten, mit Genehmigung der Staatsregierung die zu jenen 
Zwecken erforderlichen Kapitalien durch Emiſſion einer weiteren Anleihe in Prio⸗ 
ritäts⸗Obligationen III. Serie, Littr. C. zu SE und den Inhabern der 
letzteren in jeder Beziehung, insbeſondere bezüglich Verzinſung und Amortiſation, 
gleiche Rechte mit den Inhabern der durch gegenwärkiges Privilegium DO 
migten Obligationen zu gewähren. Andererſeits ſoll aber auch den letzteren, falls 
die Geſellſchaft von dieſem Rechte Gebrauch macht, die ſolchergeſtalt über Rothe⸗ 
mühle hinaus fortgeſetzte Bahnſtrecke mit gleichen Rechten, wie den Inhabern 
der noch weiter zu emittirenden Obligationen Littr. C. und in gleicher Weiſe, 
wie die Strecke von Finnentrop nach Rothemühle, haften. a 

: §. 6. 


ee Me 


Die Inhaber der Prioritäts⸗Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
der darin verſchriebenen Kapitalbeträge anders, als nach Maaßgabe der im F. 4. 
enthaltenen Amortiſations⸗Beſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 


a) wenn die Zinszahlung für verfallene und vorſchriftsmäßig präſentirte 
Zinskupons durch Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung länger als drei 
Monate unberichtigt bleibt; 

b) wenn der Transportbetrieb auf der Ruhr⸗Siegbahn und der neuen Zweig⸗ 
bahn aus Verſchulden der Eiſenbahnverwaltung länger als ſechs Monate 
gänzlich eingeſtellt gewefen; ö 

e) wenn die in F. 4. feſtgeſetzte Amortiſation nicht innegehalten wird. 

In den Fällen ad a. und b. bedarf es einer Kündigungsfriſt nicht, ſon⸗ 
dern das Kapital kann von dem Tage ab, an welchem einer dieſer Fälle eintritt, 
zurückgefordert werden, und zwar zu a. bis zur Einlöſung der betreffenden Zins⸗ 
kupons, wozu die Geſellſchaft auch nach Ablauf jener drei Monate berechtigt 
und verpflichtet bleibt, zu b. bis zur Wiederherſtellung des unterbrochenen Trans⸗ 
portbetriebes. In dem sub e. gedachten Falle iſt eine dreimonatliche Kündigungs⸗ 
friſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritäts⸗Obligation von dieſem 
Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab Gebrauch 
machen, wo die Zahlung des Amortiſations⸗Quantums hätte ſtattfinden ſollen / 
die Kündigung verliert indeſſen ihre rechtliche Wirkung, wenn die Eiſenbahn⸗ 
verwaltung die nicht eingehaltene Amortiſation nachholt und zu dem Ende binnen 
längſtens drei Monaten nach erfolgter Kündigung die Auslooſung der zu amor⸗ 
tiſirenden Obligationen nachträglich bewirkt. 

In den Fällen des vorſtehenden Ee iſt eine geſetzliche Inverzug⸗ 
verſetzung nöthig, um die an den Verzug geknüpften Folgen eintreten zu laffen. 


m 


SEE 
Die Auslooſung der zu amortiſirenden Prioritäts Obligationen geſchieht 
in Gegenwart eines Mitgliedes der Königlichen Eiſenbahndirektion und eines 
protokollirenden Notars in einem vierzehn Tage vorher einmal zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringenden Termine, in welchem den Inhabern der Obligationen 
der Zutritt geftattet iſt. : 
Die Nummern der ausgelooften Prioritäts⸗Obligationen werden binnen 
14 Tagen nach Abhaltung des gedachten Termins zweimal öffentlich bekannt 
gemacht, die Auszahlung des Nominalbetrages der Obligationen erfolgt am 
2. Januar des auf die Auslooſung folgenden Jahres bei der Königlichen Eiſen⸗ 
bahn⸗Hauptkaſſe in Elberfeld und denjenigen Zahlſtellen, welche die Königliche 
Eiſenbahndirektion in öffentlichen Blättern namhaft machen wird, an die Vor⸗ 
zeiger der betreffenden Prioritäts⸗Obligationen gegen Auslieferung derſelben und 
der dazu gehörigen noch nicht fälligen Zinskupons und Talons. Werden die 
Kupons nicht mit abgeliefert, ſo wird der Betrag der fehlenden an dem Kapital- 
betrage gekürzt und zur Einlöſung der Kupons verwendet. f 
Im 1 1 erliſcht die Verbindlichkeit der Geſellſchaft zur Verzinſung 
jeder Prioritäts⸗Obligation mit dem 31. Dezember desjenigen Jahres, an welchem 
dieſelbe ausgelooſt und, daß dies geſchehen, öffentlich bekannt gemacht worden A 
(Nr. 7596.) e 
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Die im Wege der Amortiſation eingelöften Prioritäts⸗Obligationen werden SE 


in Gegenwart eines Mitgliedes der Königlichen Eiſenbahndirektion und eines 


protokollirenden Notars vernichtet. Eine Anzeige hierüber wird in den öffent⸗ 
lichen Blättern erlaſſen. E e 


Die ausgelooſten und gekündigten Prioritäts⸗Obligationen, welche unge- 
achtet der Bekanntmachung in öffentlichen Blättern nicht rechtzeitig zur Realiſation 
eingehen, werden während der nächſten zehn Jahre von der Königlichen Eiſen⸗ 
bahndirektion alljährlich einmal öffentlich aufgerufen. N 

Gehen ſie deſſen ungeachtet nicht ſpäteſtens binnen Jahresfriſt nach dem 
letzten öffentlichen Aufruf zur Realiſation ein, fo erliſcht jeder Anſpruch aus den- 
ſelben an das Geſellſchaftsvermögen, was unter Angabe der Nummern der 
werthlos gewordenen Prioritäts-Obligationen von der Direktion einmal öffentlich 
bekannt gemacht wird. Obgleich alſo aus dergleichen Prioritäts-Obligationen 
keinerlei Verpflichtungen für die Geſellſchaft in ſpäterer Zeit abgeleitet werden 
können, ſo ſteht doch der Generalverſammlung frei, die gänzliche oder theilweiſe 
Realiſirung derſelben aus Billigkeitskückſichten zu beſchließen. 5 


9: 

Für die Mortifikation angeblich verlorener oder vernichteter Prioritäts⸗ 
Obligationen findet das im F. 30. des Statuts der Bergiſch-Märkiſchen Eifen- 
bahngeſellſchaft vorgeſchriebene Verfahren Anwendung. 

Die Mortifizirung verlorener oder vernichteter Zinskupons iſt nicht ſtatthaft. 
$. 10. 

Die in den vorſtehenden Paragraphen vorgeſchriebenen öffentlichen Be⸗ 
kanntmachungen erfolgen durch den Skaatsanzeiger, eine Berliner, eine Cölner 
und eine Elberfelder Get 

§. 11. 

Den Inhabern von Prioritäts⸗Obligationen ſteht der Zutritt zu den 
Generalverſammlungen offen, jedoch haben ſie als ſolche nicht das Recht, ſich an 
den Verhandlungen oder Abſtimmungen zu betheiligen. 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige Privilegium Allerhöchft- 
eigenhändig vollzogen und unter dem Königlichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne 
jedoch dadurch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung 
eine größere, als die im $. 5. bezeichnete Sicherſtellung zu gewähren, oder den 
Rechten Dritter zu präjudiziren. 

Gegeben Berlin, den 14. Februar 1870. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Leonhardt. Camphauſen. 
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Schema B. : | 
Bergifch- Märkifche Eiſenbahngeſellſchaft. 
Anweiſung 


a zu der 

Prioritaͤts⸗Obligation III. Serie Littr. CA 

gehörig. 

Inhaber empfängt gegen dieſe Anweiſung gemäß F. 1. des Planes zur 
Emiſſion eines Kapitals von 3,600,000 Thalern Preußiſch Kurant in Prioritäts⸗ 
Obligationen an den durch öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen die 
folgende Serie von zwanzig Stück Zinskupons zur vorbezeichneten Prioritäts⸗ 
Obligation. ae 

Elberfeld, den ) 

Königliche Eiſenbahndirektion. ö 
5 i Ausgefertigt. 


Vergiſch-Mlärkiſche Eiſenbahngeſellſchaft. 


TELE Zinskupon er Ha 
zu der 
Prioritäts⸗Obligation III. Serie Littr. ©. A... | 
gehörig. ; | 
Inhaber empfängt uwwwWwmu— gegen dieſen Kupon an den durch 
öffentliche Bekanntmachung bezeichneten Stellen 
1 Thaler 22 Silbergroſchen 6 Pfennige Preußiſch Kurant 
Als Jinſen vom MO 
e 


Königliche Eiſenbahndirektion. E: 
Ausgefertigt. 


Zinſen von Prioritäts⸗Obligationen, deren Erhebung innerhalb 
vier Jahren, von dem in dem vorſtehenden Kupon beſtimmten Zab- 
lungstermine an gerechnet, nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil 
der Geſellſchaft. 


— ——— 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). N 


